
Verwal tu n gsger icht  Köl  n

Besc h I  uss

14 L 1270t10.A

ln dem venrualtungsgerichil ichen Verfahren

Antragstel lers,

Prozessbevoll mächtigter:
Rechtsanwalt  wol fgang schi ld,  Hohenstaufenr ing 63, 50674 Köln,
Gz. ' .2010/0901 O/a,

gegen

die Bundesrepubl ik Deutschland, vertreten durch das Bundesminister ium des ln-
nern,  d ieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migrat ion
und Flücht l inge, Erkrather straße 34s-349, 40231 Düsseldorf ,
Gz.'. 5415345-423,

Antragsgegner in,

wegen Anordnung der Abschiebung eines Asylbewerbers nach Griechentand
hier:  Regelung der Vol lz iehung

hat die 14. Kammer des Veruualtungsgerichts Köln
am 07.09.2010
durch
den Richter am Verwaltungsgericht
als Einzelr ichter

besch lossen:

Dr. Vogt



Die aufsch iebende Wirkung der  K lage des Ant ragste l le rs  14 K

5584110.A gegen d ie  mi t  Z i f f .2  des Besche ides der  Bek lagten

vom 02 .08.2010 angeordnete  Absch iebung nach Gr iechen land

wi rd  angeordnet .

D ie  Kosten des Ver fahrens t rägt  d ie  Ant ragsgegner in ,  fü r  das

Ger ich tskosten n  ich t  erhoben werden.

Der  Ant rag des Ant ragste l le rs  auf  Gewährung von Prozesskos-

tenh i l fe  fü r  das vor l iegende e ins twei l ige  Rechtsschutzver fah-

ren wi rd  abqe lehnt .

?

Gründe:

Der Antrag des Antragstellers,

die aufschiebende Wirkung seiner Klage 14 K 5584110.4 gegen die mit

Ziff . 2 des Bescheides der Beklagten vom 02.08.2010 angeordnete Ab-

schiebung des Antragstel lers nach Griechenland anzuordnen,

hat Erfolg.

Statthaftes Verfahren des einstweil igen Rechtsschutzes ist vorliegend ein Antrag auf

Anordnung der aufschiebenden Wirkung der vom Antragstel ler  erhobenen Klage

gem S B0 Abs. 5 VwGO. Die mit  der Anfechtungsklage angrei fbare Abschiebungs-

anordnung nach Griechenland ist  dem Antragstel ler  nach seinen Angaben berei ts

bekannt gegeben worden.

Der statthafte Antrag nach $ B0 Abs. 5 VwGO ist auch im Übrigen zulässig. Dem

steht nicht  entgegen, dass gem. S 34 a Abs. 2 AsylVfG die Abschiebung in einen si-

cheren Drittstaat (S 26 a AsylVfG) oder in einen für die Durchführung des Asylverfah-

rens zuständigen Staat (S 27 a AsylVfG) nach $ 34 a Abs. 1 AsylVfG nicht im Wege

einstweil igen Rechtsschutzes (S 80 oder $ 123 VwGO) ausgesetzt werden darf. Die

tatbestandl ichen Voraussetzungen des $ 34 a Abs. 2 AsylVfG sind zwar gegeben.

Die Antragsgegner in s ieht  den im Bundesgebiet  gestel l ten Asylantrag des Antragstel-

lers nach $ 27 a AsylVfG als unzulässig an, wei l  auf  Grund von Rechtsvorschr i f ten

der Europäischen Gemeinschaft  -  h ier  der Verordnung (EG) Nr.  343/2003 des Rates



vom '18 02 2003 (ABl.  L 50/1 vom 25.02.2003),  sog. Dubl in- l l -VO - ein anderer Staat,

näml ich Griechenland, für  d ie Durchführung des Asylverfahrens zuständig sei .  Der

Antragstel ler  sol l  deshalb nach Griechenland abgeschoben werden. Die Antragsgeg-

ner in s ieht  ihr  an Griechenland ger ichtetes Übernahmeersuchen gem, Ar1 18 Abs. 7

Dub l in - l l -VO a ls  angenommen an,  we i l  ih r  Übernahmeersuchen innerha lb  der  in  Ar t .

'18  Abs .7  Dub l in - l l -VO beze ichneten  Fr is t  n ich t  von  den gr iech ischen Behörden be-

antworlet  wurde

Es spr ich t  überw iegendes da für .  dass  d ie  Vorschr i f t  des  $  34  a  Abs .  2  Asy lV fG auch

rm Hrnb l i ck  au f  d ie  Fä l le  des  $  27  a  Asy lV fG in  en tsprechender  Anwendung der  zur

Drittstaatenregelung des $ 26 a AsylVfG ergangenen Rechtsprechung des BVerfG,

vgl  BVerfG Urtei l  vom 14 05 1996'-  2 BvR 1938 2315193 -  BVerfGE 94,

49

ver fassungskonform dah ingehend auszu legen is t .  dass  s ie  en tgegen ih rem Wor t lau t

die Gewährung einstwei l igen Rechtsschutzes im Zusammenhang mit  geplanten Ab-

schiebungen in durch $ 34 a Abs. 1 AsylVfG bezeichnete Staaten, nament l icher sol-

cher  Absch iebungen,  d ie  au f  der  Grund lage der  Dub l in - l l -VO ergehen,  n ich t  genere l l

verbietet .  Eine ger icht l iche Prüfung, ob der Abschiebung in einen nach europäischem

Recht oder Völkerrecht für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat

ausnahmsweise Hinderungsgründe entgegenstehen, kann der Ausländer in Fort füh-

rung der in dem Urtei l  des BVerfG vom 14.05.1996 (a.a.O.)  aufgestel l ten Grundsätze

dann erreichen, wenn ernst  zu nehmende Anhal tspunkte dafür vor l iegen, dass die

f lücht l ingsrecht l ichen Gewährleistungen und die Verfahrenspraxis in dem anderen

Staat i .S.v $ 27 a AsylVfG nicht  an den Standard heranreichen, den der nat ionale

Gesetzgeber ber Einfugung des $ 27 a AsylVfG mit  Wirkung vom 28.08.2007 vor

dem Hintergrund der gemeinschaftsrecht l ichen Vorgaben der Richt l in ie 2004/83/EG

(Richt l in ie des Rates vom 29.04 .2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und

den Status von Drittstaatenangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtl inge oder als

Personen, die anderweit ig internat ionalen Schutz benöt igen, und über den Inhal t  des

zu gewährenden Schutzes, ABl.  vom 30.09.2004, L 304112 -nachfolgend: RL

2OO4l83lEG, sog. Qualif ikationsrichtl inie -) bei dem EG-Mitgliedstaat, der nach der

Dubl in-VO zuständig ist ,  a ls gegeben vorausgesetzt  hat  und -  nach Ablauf der Um-

setzungsfr ist  der Qual i f ikat ionsr icht l in ie am 10.10.2006 (vgl .  deren Art  3B Abs. 1)

voraussetzen durfte.
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Solche ernst  zu nehmenden Anhal tspunkte l iegen im Fal le Griechenlands vor.  Die

Antragsgegner in geht selbst  davon aus, dass es in Griechenland Def iz i te bei  der Be-

rei tstel lung ausreichender Unterbr ingungskapazi täten für Flücht l inge gibt ,  und zwar

gerade auch im Hinbl ick auf die Unterbr ingung von sog Dubl in-Rückkehrern.  Den

festgestellten Kapazitätsengpässen trägt die Ermessenspraxis der Antragsgegnerin

bis lang -  ledigl ich -  dadurch Rechnung, dass bei  besonders schutzwürdigen Perso-

nen von Überstellungen nach Griechenland im Zweifel abgesehen und von dem

Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-l l-VO Gebrauch gemacht wird. Das gilt

insbesondere für Flücht l inge hohen Al ters,  für  minder jähr ige Flücht l inge sowie für

Flücht l inge, bei  denen eine Schwangerschaft ,  ernsthafte Krankhei t ,  Pf iegebedurf t ig-

kei t  oder besondere Hi l febedürf t igkei t  vor l iegt . ' lm Übrigen hat der Hohe Flücht l ings-

kommissar der Vereinten Nat ionen (UNHCR), dessen Stel lungnahmen nach Erwä-

gungsgrund 15 der Qual i f ikat ionsr icht l in ie ein besonderes Gewicht zukommt, in meh-

reren Memoranden Rechtsgrundlagen und Praxis griechischer Asylverfahren als un-

zureichend krit isiert. Zulelzt hat er am 17 . Juli 2009 erklärt, sich zukünftig nicht mehr

an Asylverfahren in Griechenland zu betei l igen, solange nicht  durch strukturel le An-

derungen faire und ef f iz iente Asylverfahren garant ier t  seien. Zur Begründung hat er

ausgeführt ,  er  stel le mit  großer Sorge fest ,  dass die durch den neuen Präsidialer lass

Nr.  81 12009 vom 30. Juni  2009 mit  Wirkung ab dem 20 Jul i  2009 eingeführten struk-

turel len Anderungen die vom internat ionalen und europäischen Recht geforderte

Fairness und Eff iz ienz des Asylverfahrens in Griechenland nicht  ausreichend garan-

tierlen. Insbesondere sei das - gemeinschaftsrechtl ich gebotene - Recht auf effekti-

ven Rechtsschutz nicht gewährleistet. Unter Berufung auf ,,ernst zu nehmende Quel-

len" haben in jüngerer Zei t  sowohl das BVerfG,

-  Beschluss vom 08.09.2009 -  2 BvQ 56/09 - ,  jur is,  Beschluss vom

22.12.2009 -  2 BvR 2879109 - ,  jur is und Beschluss vom 25.02.2010 -  2

BvR 2015/09  - ,

a ls auch das Oberverwaltungsger icht  für  das Land Nordrhein-Westfalen,

-  Beschluss vom 07.10.2009 - B B 1433/09.4 -,  jur is,
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in vergleichbaren Fäl len die Abschiebung der jewei l igen Antragstel ler  nach Griechen-

land mit  Bl ick auf die dort ige Si tuat ion Asylsuchender ausgesetzt .

Diese Enruägungen rechtfertigen nicht nur eine verfassungskonforme Auslegung des

$ 3a a Abs. 2 AsylVfG Die tatsächl iche Si tuat ion Asylsuchender in Griechenland be-

gründet auch ernst l iche Zweifel  an der Rechtmäßigkei t  der angeordneten Abschie-

bung nach Griechenland. Es spr icht  Überwiegendes dafür,  dass die Antragsgegner in

angesichts des in Griechenland nur unzureichend gewährleisteten Zugangs zu einem

Asylverfahren und des dor l  ungesicheften Lebensunterhal tes für  Asylbewerber von

der ihr  in Art .  3 Abs. 2 Dubl in- l l -VO eingeräumten Mögl ichkei t  des Selbsteintr i t ts er-

messensfehlerhaft  keinen Gebrauch macht.  Als unmit te lbar gel tendes Gemein-

schaftsrecht bi ldet  d ie Dubl in- l l -VO eine geeighete Grundlage für die Begründung

subjekt iver Rechte Aft  3 Abs 2 Dubl in- l l -VO begründet für  Ausländer jedenfal ls

dann ein subjekt ives Recht auf Ausübung des Selbsteintr i t tsrechts,  wenn die Ent-

scheidung -  wie hier -  durch nat ionales Verfassungsrecht,  nament l ich durch die aus

Art'2 Abs. 2 Satz '1 GG folgenden staatl ichen Schutzpfl ichten geprägt wird

Die von den Erfolgsaussichten der Klage 14 K 5584/10.A losgelöste Interessenab-

wägung ergibt  e in Überwiegen des Suspensiv interesses des Antragstel lers.  Die An-

tragsgegnerin beabsichtigt, den Antragsteller nach Griechenland zurückzuführen.

Aufgrund der unzulängl ichen Si tuat ion für  Asylsuchende in Griechenland drohen dem

Antragstel ler  dort  mit  überwiegender Wahrscheinl ichkei t  Rechtsbeeinträcht igungen,

die die Durchführbarkei t  des Hauptsacheverfahrens gefährden und die zudem wäh-

rend und nach Abschluss des Hauptsacheverfahrens nicht  mehr verhindert  bzw.

rückgängig gemacht werden können.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 154 Abs 1 VwGO, S 83 b AsylVfG.

Der Antrag des Antragstellers auf Gewährung von Prozesskostenhilfe für das vorlie-
gende einstweilige Rechtsschutzverfahren war abzulehnen, weil der Antragsteller die
nach $  166VwGO, S 117Abs.2-4ZPO er forder l ichen Unter lagen überse ine per -
sönl ichen und wirtschaft l ichen Verhältnisse nicht vorgelegt hat.
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar.

Dr. Vogt
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